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Tenor: 

 

I. Die Klage wird abgewiesen. 
II. Die Klägerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
III. Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar. Die Klägerin darf die Vollstre-

ckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe des vollstreckbaren 
Betrags abwenden, wenn nicht der Beklagte vorher Sicherheit in gleicher Höhe 
leistet. 

 

Tatbestand: 

 

1 Die Klägerin wendet sich gegen die Erhebung von Fremdenverkehrsbeiträgen. 

2 Die Klägerin stellt auf Bahnsteigen unter anderem des Bahnhofs im Gemeindege-
biet des Beklagten Verkaufsautomaten für … auf. 

3 Der Beklagte erhebt durch seine Satzung über die Erhebung eines Fremdenver-
kehrsbeitrags vom 26. Januar 2001, zuletzt geändert am 1. Januar 2017, Frem-
denverkehrsbeiträge. 

4 Mit Bescheiden vom 4. Mai 2017 hat der Beklagte auf Grundlage einer Schätzung 
die Klägerin zur Zahlung von Fremdenverkehrsbeiträgen für die Jahre 2012 bis 
2015 sowie zu Vorauszahlungen für die Jahre 2016 und folgende veranlagt sowie 
Verspätungszuschläge für die Jahre 2012 bis 2015 erhoben. Zustellnachweise 
fehlen in der Akte. 

5 Mit E-Mail vom 8. Juni 2017 hat die Klägerin Widerspruch erhoben. Das von einem 
Geschäftsführer der Klägerin unterschriebene Widerspruchschreiben wurde von 
einer Mitarbeiterin eingescannt als Anhang zur E-Mail an den Beklagten versandt. 

6 Aufgrund der im August 2017 vorgelegten Unterlagen der Klägerin (Erklärungen 
zur Veranlagung des Fremdenverkehrsbeitrags) hat der Beklagte den Widersprü-
chen teilweise abgeholfen und Änderungsbescheide vom 3. August 2017 erlas-
sen, wonach der Fremdenverkehrsbeitrag auf folgende Beträge reduziert wurde: 
0 EUR für 2012, 22,46 EUR für 2013, 29,62 EUR für 2014, 49,68 EUR für 2015, 
49 EUR für die Jahre 2016, 2017 und 2018 sowie Folgejahre. Der Beklagte ging 
jeweils von einem Vorteilssatz von 35% aus. Die Verspätungszuschläge wurden 
auf 0 EUR (2012), 1,43 EUR (2013), 1,21 EUR (2014), 1,49 EUR (2015) herab-
gesetzt. Mit E-Mail vom 9. August 2017 teilte eine Mitarbeiterin der Klägerin mit, 
die Widersprüche hätten sich nicht erledigt. 

7 Mit Widerspruchsbescheid des Landratsamts Garmisch-Partenkirchen vom 29. 
Januar 2018 wurde der Widerspruch zurückgewiesen. Auf die Begründung wird 
Bezug genommen; das Landratsamt hat den Widerspruch in der Sache behandelt. 

8 Am … Februar 2018 hat der Bevollmächtigte der Klägerin Klage zum Bayerischen 
Verwaltungsgericht München erhoben und zuletzt beantragt, 

9 die Fremdenverkehrsbeitragsbescheide vom 4. Mai 2017 in Gestalt der Ände-
rungsbescheide vom 3. August 2017 aufzuheben sowie den Widerspruchsbe-
scheid des Landratsamts Garmisch-Partenkirchen vom 29. Januar 2018 aufzuhe-
ben. 

10 Zur Begründung wird ausgeführt: die Satzung des Beklagten sei keine rechtmä-
ßige Rechtsgrundlage für die Erhebung von Fremdenverkehrsbeiträgen von der 
Klägerin. Die von ihr aufgestellten Verkaufsautomaten befänden sich im Bahnhof 



  

 

und auf den Bahnsteigen, somit unmittelbar auf dem Bahngelände. Die kommu-
nale Satzungshoheit umfasse jedoch nicht das Bahngelände. Ähnlich wie Bunde-
sautobahnen oder Bundesfernstraßen unterfalle das Bahngelände nicht der Sat-
zungshoheit der Gemeinden, sondern dem Hoheitsrecht des Bundes. Die Vor-
schriften des Allgemeinen Eisenbahngesetzes legten die Zuständigkeit für den Er-
lass von Rechtsvorschriften für den Bund fest. Die aus Art. 28 GG folgende Selbst-
verwaltungsgarantie der Gemeinde ermächtige diese nur, ihre eigenen Angele-
genheiten durch Satzung zu regeln. Die Bahnsteigausstattung werde von der DB 
AG zentral vergeben. Die Klägerin bestücke im Rahmen dieser Vergabe eine Viel-
zahl von Bahnsteigen mit entsprechenden Verkaufsautomaten. Es handele sich 
daher nicht um eine Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft. Ähnlich wie bei 
Großprojekten des Bundes oder des Landes, welche der Satzungshoheit entzo-
gen seien, liege die Zuständigkeit nicht bei der Gemeinde. 

 

11 Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. 

 

12 Zur Begründung wird ausgeführt: Die Frage, ob eine Gemeinde Fremdenver-
kehrsbeiträge erheben wolle, gehöre zu ihrer Selbstverwaltungsangelegenheit. 
Die Gemeinden seien grundsätzlich auch berechtigt, von der Bundesrepublik 
Deutschland und ihrem Sondervermögen Fremdenverkehrsbeiträge zu erheben. 
Nach der Rechtsprechung unterfielen Ortsfremde der Beitragspflicht, wenn sie 
eine nicht nur vorübergehende, objektiv verfestigte Beziehung zur Gemeinde hät-
ten. Dies sei jedenfalls dann der Fall, wenn eine Betriebsstätte i.S.v. § 12 AO vor-
liege. Eine solche bilde auch ein Verkaufsautomat (§ 12 Abs. 1 Nr. 6 AO). Diese 
Zuordnung sei unabhängig davon, ob sich die Betriebsstätte auf öffentlichem oder 
privatem Grund befinde. Auch auf den Befreiungstatbestand von § 1 Abs. 2 FBS 
könne sich die Klägerin nicht berufen. Eine analoge Anwendung scheitere an ei-
ner planwidrigen Regelungslücke. Die Klägerin zähle nicht zum Kreis der Rechts-
nachfolger der Deutschen Bundesbahn. 

13 Der Klägerbevollmächtigte hat im Anschluss an die mündliche Verhandlung vom 
28. März 2019 ausgeführt, die vom Gericht in Bezug genommenen Entscheidun-
gen des Bundesverwaltungsgerichts seien auf den vorliegenden Sachverhalt nicht 
zu übertragen. Im einem Verfahren sei die Begründung der dortigen Klägerin of-
fensichtlich fehlerhaft gewesen, allein deshalb habe das Gericht ihr nicht folgen 
können. Insgesamt beträfen die Entscheidungen nur die Frage, ob die Bahnge-
sellschaften für tatsächlich erhaltene Leistungen kommunale Abgaben bezahlen 
müssten. Im vorliegenden Verfahren sei dagegen streitig, ob sich die kommunale 
Satzungsgewalt auch unmittelbar auf Bahnanlagen und Ausstattung von Bahn-
steigen erstrecken könne. In diesem Regelungsbereich sei die Gemeinde gerade 
nicht befugt, durch eine Satzung Regelungen zu treffen. Die Versäumung der Wi-
derspruchsfrist sei unbeachtlich, da die Widerspruchsbehörde als Herrin des Ver-
fahrens von ihrer Kompetenz, den Rechtsweg zu eröffnen, Gebrauch gemacht 
habe. Der Mangel der Fristversäumnis sei damit geheilt. 

14 Die Beteiligten haben mit Schreiben vom 17. Mai 2019 bzw. 3. Juni 2019 auf wei-
tere mündliche Verhandlung verzichtet. 

15 Wegen des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichts und Behörden-
akten, insbesondere auf die Niederschrift der mündlichen Verhandlung vom 28. 
März 2019 Bezug genommen. 



  

 

Gründe: 

 

16 Mit Einvernehmen der Beteiligten kann das Gericht ohne weitere mündliche Ver-
handlung entscheiden (vgl.§ 101 Abs. 2 VwGO). 

17 Die Klage hat keinen Erfolg. Sie ist bereits unzulässig, nachdem die streitgegen-
ständlichen Bescheide vom 4. Mai 2017 in Gestalt der Änderungsbescheide vom 
3. August 2017 bestandskräftig geworden sind (dazu unter 1.). Darüber hinaus ist 
die Klage unbegründet (dazu unter 2.). 

18 1. Die Klägerin hat binnen der einmonatigen Rechtsbehelfsfrist (§ 70 VwGO, § 74 
VwGO) weder formgerecht Widerspruch eingelegt noch Klage erhoben. 

19 a. Der Widerspruch vom 8. Juni 2017 ist nicht formgereicht eingereicht, da er nicht 
dem Schriftformerfordernis des § 70 VwGO entspricht. Das Widerspruchsschrei-
ben wurde eingescannt als Anhang per E-Mail versandt. Es gelten in diesem Zu-
sammenhang zum Schriftformerfordernis die gleichen Anforderungen wie bei der 
Klageerhebung (§ 81 VwGO). Die Schriftform ist danach dann gewahrt, wenn der 
Widerspruch vom Widerspruchsführer oder dessen Bevollmächtigten handschrift-
lich unterzeichnet ist. Soweit in der Rechtsprechung die Auffassung vertreten 
wurde, auch ein per E-Mail eingereichtes Widerspruchsschreiben genüge den An-
forderungen des § 70 Abs. 1 VwGO, solange es eine eingescannte Version des 
unterschriebenen Widerspruchschreibens enthalte und dieses ausgedruckt werde 
(vgl. hierzu VG Dresden, U.v. 16.9.2015 - 3 K 1566/12 - juris m.w.N.), schließt sich 
das Gericht dieser Auffassung nicht an. Anders als im Fall eines Computerfaxes 
hat es nicht der Absender in der Hand, ob eine ausgedruckte Urkunde des elekt-
ronisch übermittelten Schreibens erstellt wird. Vielmehr bedarf es des Dazwi-
schentretens des Empfängers, welcher über die Erstellung der Urkunde entschei-
det und in dessen Hand die Erfüllung der Formvorschriften damit läge. Bereits aus 
Gründen der Rechtsicherheit kann von dieser – oft zufälligen – Entscheidung nicht 
abhängen, ob ein Rechtsbehelf der Schriftform genügt. Darüber hinaus weisen 
die Regelungen über den elektronischen Rechtsverkehr, die eine spezielle elekt-
ronische Signatur verlangen (§ 55a VwGO), bei systematischer Auslegung gerade 
darauf hin, dass eine E-Mail mit eingescannter Unterschrift nicht genügt. Andern-
falls wäre diese Vorschrift überflüssig (Schoch/Schneider/Bier/Ortloff/Riese, 35. 
EL September 2018, VwGO § 81 Rn. 8a). Wortlaut, Sinn und Zweck sowie Ent-
stehungsgeschichte des § 55a VwGO sprechen klar dagegen, bei gesetzlich vor-
gesehener Schriftform zumindest unter bestimmten Voraussetzungen auch ein 
nicht qualifiziert elektronisch signiertes Dokument für formgültig zu erachten (so 
auch OVG RhPf, B.v. 21. 4. 2006 - 10 A 11741/05, NVwZ-RR 2006, 519). 

20 b. Ob der Widerspruch darüber hinaus auch nach Ablauf der einmonatigen Wider-
spruchsfrist erhoben wurde, lässt sich mangels Zustellnachweis nicht aufklären. 

21 c. Darüber hinaus wurden die Änderungsbescheide vom 3. August 2017 nicht 
wirksam einbezogen, nachdem das gegen sie gerichtete Widerspruchsschreiben 
per einfacher E-Mail vom 9. August 2017 beim Beklagten einging. Eine einfache 
E-Mail genügt unstreitig nicht den Anforderungen des § 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO 
(vgl. OVG Magdeburg, B.v. 2.5.2016 - 1 O 42/16 – juris; Schoch/Schnei-
der/Bier/Dolde/Porsch, 35. EL September 2018, VwGO § 70 Rn. 6bc m.w.N.). Die 
einfache E-Mail bietet keine ausreichend sichere Gewähr für die Identifizierbarkeit 
des Absenders und im Gegensatz zum Computerfax leichtere Verfälschungsmög-
lichkeiten. Zudem hat nicht ein Geschäftsführer der Klägerin die E-Mail versandt, 



  

 

sondern eine Mitarbeiterin. Die Klägerin wird als GmbH jedoch von ihren Ge-
schäftsführern vertreten (§ 35 Abs. 1 GmbHG).  

22 d. Damit sind die Bescheide vom 4. Mai 2017 in Gestalt der Änderungsbescheide 
vom 3. August 2017 bestandskräftig geworden. 

23 Daran ändert auch nichts, dass die Widerspruchsbehörde den Widerspruch als 
formgerecht angesehen und aus inhaltlichen Gründen abgelehnt hat. Zwar ist 
nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und der Instanz-
gerichte die Widerspruchsbehörde nicht verpflichtet, einen verfristeten Wider-
spruch ohne Sachprüfung als unzulässig zurückzuweisen (Z. B. BVerwG, U.v. 27. 
2. 1963 - V C 105/61, BVerwGE 15, 306, 310; vgl. i.Ü. die umfangreichen Nach-
weise zur Rechtsprechung bei Schoch/Schneider/Bier/Dolde/Porsch, 35. EL Sep-
tember 2018, VwGO § 70 Rn. 37). Das Gericht schließt sich der Auffassung, wo-
nach die Einhaltung der formellen Anforderungen des § 70 VwGO im Belieben der 
Widerspruchsbehörde steht, nicht an, soweit sie auf das Schriftformerfordernis 
überhaupt zu übertragen wäre. Die Widerspruchsfrist, in der ein formgerechter 
Widerspruch zu erheben ist, dient auch den Interessen der Ausgangsbehörde, der 
Rechtssicherheit und dem öffentlichen Interesse an der Vermeidung unnötiger 
Prozesse. Sie kann deshalb nicht zur Disposition der Widerspruchsbehörde ste-
hen, insbesondere wenn wie hier in einer Selbstverwaltungsangelegenheit des 
Beklagten (Art. 11 Abs. 2, Art. 83 Abs. 1 und 2 Satz 2 BV; Art. 1 Satz 1, Art. 22 
Abs. 2 GOgemeindliche Abgabenerhebung) das Landratsamt als Wider-
spruchsbehörde auf die Überprüfung der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Be-
scheids beschränkt ist (§ 73 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 VwGO, § 119 Abs. 1 GO [redak-
tioneller Einschub: VwGO]). Das Gericht überprüft den Widerspruchsbescheid 
nicht nur inhaltlich, sondern auch hinsichtlich der die Rechtssicherheit schützen-
den formellen Vorgaben. Die Begründung des Widerspruchsbescheids, die sich 
nicht auf formelle, sondern materielle Aspekte bezieht, bindet das Gericht nicht, 
ebenso wie es unstreitig nicht durch eine Wiedereinsetzungsentscheidung der Wi-
derspruchsbehörde gebunden wäre. 

24 e. Hinsichtlich der Anfechtung der Festsetzung des Fremdenverkehrsbeitrags und 
des Verspätungszuschlags für das Jahr 2012 auf 0 EUR besteht zudem kein 
Rechtschutzbedürfnis der Klägerin. 

25 2. Darüber hinaus hat die Klage in der Sache keinen Erfolg. 

26 a. Rechtsgrundlage für die Heranziehung des Klägers zum Fremdenverkehrsbei-
trag ist Art. 6 Kommunalabgabengesetz (KAG) i.V. m. der Satzung der Beklagten 
über die Erhebung des Fremdenverkehrsbeitrags (FBS) vom 26. Januar 2001 in 
der Fassung vom 9. Dezember 2016. Nach Art. 6 Abs. 1 KAG, § 1 Abs. 1 FBS 
wird von allen selbständig tätigen natürlichen und den juristischen Personen, de-
nen durch den Fremdenverkehr im Gemeindegebiet der Beklagten Vorteile er-
wachsen, ein Fremdenverkehrsbeitrag erhoben. Mit diesem wird der Vorteil, der 
dem Beitragspflichtigen innerhalb eines Kalenderjahres durch den Fremdenver-
kehr unmittelbar oder mittelbar erwächst, abgegolten (§ 2 Abs. 1 FBS); zur Be-
stimmung des Vorteils dienen der einkommen- oder körperschaftsteuerpflichtige 
Gewinn und der steuerbare (Netto-) Umsatz (§ 2 Abs. 2 Satz 1 FBS). 

27 Zweifel an der Rechtsgültigkeit dieser Satzung wurden weder vorgetragen noch 
sind solche ersichtlich. Diese wurde von der Rechtsprechung bereits in anderen 
Verfahren für rechtmäßig gehalten (vgl. VG München, U.v. 31.11.2011 - M 10 K 
10.4188 – juris). Zudem entsprechen insbesondere ihre Regelungen zur Beitrags-
bemessung und -ermittlung der Mustersatzung des Bayerischen 



  

 

Staatsministeriums des Innern vom 28. Juni 1978 (MABl. S. 464) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. November 1979 (MABl. S. 770), welche auch der 
Bayerische Verwaltungsgerichtshof für gültig befunden hat (vgl. z.B. BayVGH, 
U.v. 25.2.1998 - 4 B 95.546 - BayVBl 1999, 21; B.v. 31.3.2005 - 4 N 03.3086 – 
juris Rn. 26). Namentlich das sog. Vergleichs- oder Doppelberechnungsverfahren 
nach dem Gewinn bzw. Umsatz gemäß § 2 Abs. 2 Satz 2 FBS ist mit höherrangi-
gem Recht vereinbar (so schon BayVGH, U.v. 3.10.1986 - 4 N 85 A.460 – juris). 

28 b. Die Satzung ist auch anwendbar. Entgegen der Ansicht der Klägerseite steht 
der Anwendbarkeit nicht entgegen, dass sich die von der Klägerin aufgestellten 
Verkaufsautomaten auf Bahngelände befinden. Die Annahme der Klägerseite, 
Bahngelände unterfallen der Satzungshoheit nicht, kann sich auf keine normative 
Grundlage stützen. Das Recht der Beklagten, Fremdenverkehrsbeiträge zu erhe-
ben, ist auch hinsichtlich Tätigkeiten, die auf Privatgelände stattfinden, nicht ein-
geschränkt. Wie auch z.B. Tätigkeiten in Gaststätten oder Hotels unterfallen Ver-
käufe auf dem Bahngelände der Satzungshoheit der Gemeinde. Weder das All-
gemeine Eisenbahngesetz noch andere bundesrechtliche oder landesrechtliche 
Vorschriften stehen der Anwendung der Satzung entgegen. Das Allgemeine Ei-
senbahngesetz (AEG) dient nach seinem § 1 Abs. 1 Satz 1 der Gewährleistung 
eines sicheren Betriebs der Eisenbahn und eines attraktiven Verkehrsangebotes 
auf der Schiene sowie der Wahrung der Interessen der Verbraucher im Eisen-
bahnmarkt. Es ist ein Gesetz zum Schutz des Wettbewerbs und regelt die Bezie-
hungen der Eisenbahnunternehmen untereinander sowie den Verbraucherschutz, 
um durch die Trennung von Netz und Betrieb und Zugangsrechten zur Infrastruk-
tur die Mechanismen des Wettbewerbs auf einem vom „natürlichen Monopol“ ge-
kennzeichneten Markt einzuführen. Nur auf diese Regelungen bezieht sich die in 
§ 5 AEG normierte Aufsicht, die naheliegenderweise – da sie sich auf die Infra-
struktur und damit auf das gesamte Schienennetz im Bundesgebiet bezieht – in 
die Kompetenz des Bundes fällt. Kein Regelungsgegenstand des AEG ist dage-
gen das private Verkaufsgeschäft auf Bahngelände. Wenn selbst das Unterneh-
men der Bahn der Satzungsgewalt unterfällt (vgl. BVerwG, U.v. 23.6.1967 - VII C 
54.66 – juris, BVerwG, U.v. 11.12.1987 - 8 C 85.86 - juris), so erst Recht private 
Unternehmen, die auf dem Bahngelände Waren anbieten. Soweit die Klägerseite 
vorträgt, es handele sich bei der überörtlich vergebenen Ausstattung des Bahn-
geländes nicht um eine Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft, verfängt diese 
Argumentation nicht, da die von der Fremdenverkehrsbeitragsatzung geregelte 
Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft die Förderung und Finanzierung des 
Fremdenverkehrs ist. Dass sich diese Frage auch in anderen Gemeinden stellt 
und Aufträge für die Ausstattung der Bahnhöfe für mehrere Bahnhöfe vergeben 
werden, macht die Angelegenheit nicht zu einer überörtlichen. 

29 c. Die Beklagte hat die Satzung auch rechtmäßig angewendet. Fremdenverkehrs-
beitragspflichtig sind nach § 1 Abs. 1 FBS alle selbständig tätigen Personen, de-
nen durch den Fremdenverkehr im Gemeindegebiet Vorteile erwachsen (sog. ört-
liche Unternehmer). Dabei geht der Begriff des „selbständig Tätigen“ im Fremden-
verkehrsbeitragsrecht weiter als der im Steuerrecht. So erfasst er etwa neben den 
Freiberuflern auch Gewerbetreibende (BayVGH, U.v. 27.3.2003 - 4 B 98.2772 – 
juris Rn. 19; Hürholz in Thimet, Kommunalabgaben- und Ortsrecht in Bayern, 
Stand: Dezember 2011, Teil IV Art. 6 Frage 3 Nr. 1 m.w.N.). Die Klägerin unterfällt 
als juristische Person dem persönlichen Anwendungsbereich der Satzung, auch 
in örtlicher Hinsicht, da auch Verkaufsautomaten Betriebsstätten sind (Drüen in: 
Tipke/Kruse, AO/FGO, 155. Lieferung 02.2019, § 12 AO, Rn. 5) und die Klägerin 



  

 

mithin eine ausreichende örtliche Verbindung zum Gemeingebiet der Beklagten 
aufweist. 

30 Der Klägerin ist durch den Verkauf von Waren mittels aufgestellter Verkaufsauto-
maten ein Vorteil aus dem Fremdenverkehr entstanden. Ausschlaggebend ist in-
soweit, dass der örtliche Unternehmer unmittelbar oder mittelbar Nutzen aus dem 
von der Gemeinde geförderten Tourismus ziehen kann, d.h. ob eine Verdienst-
möglichkeit besteht, unabhängig von der konkreten Ertragssituation im Einzelfall 
(vgl. Engelbrecht in Schieder/Happ, Bayerisches Kommunalabgabengesetz, 
Stand: Dezember 2014, Art. 6 Rn. 31 m.w.N.). Der Klägerin ist ein unmittelbarer 
Nutzen aus dem Fremdenverkehr entstanden, da die Vertragsbeziehungen direkt 
(auch) mit Tages- und Feriengästen bestehen. Schließlich ist auch die konkrete 
Ermittlung und Festsetzung des Fremdenverkehrsbeitrags in den Änderungsbe-
scheiden vom 3. August 2017 nicht zu beanstanden, die Beklagte hat zur Bestim-
mung des Vorteils im Sinne von § 2 Abs. 2 FBS zu Recht die maßgeblichen steu-
erbaren Umsätze im fremdenverkehrsrechtlichen Sinne angesetzt und einen Vor-
teilsatz von 35% ermittelt. Sie hat dabei hinsichtlich der Wertermittlung die Anga-
ben der Klägerin zu Grunde gelegt. 

31 Aufgrund der Aufstellung der Verkaufsautomaten auf dem Bahnsteig durfte die 
Beklagte von einer erheblich touristisch genutzten Einrichtung ausgehen und 
demzufolge im Rahmen der Schätzung nach § 3 Abs. 3 Satz 2 FBS einen Anteil 
auswärtiger erholungssuchender Gäste an der Gesamtkundschaft von 35% an-
nehmen, so dass sich in gleicher Höhe auch ein fremdenverkehrsbedingter Vorteil 
der Klägerin ergab. Es liegt vielmehr nahe, dass der Anteil touristischer Käufer 
und unmittelbar am Fremdenverkehr Beteiligter tatsächlich noch höher lag. Die 
Beitragspflicht besteht bereits dann, wenn eine der Ursachen des Gewinns der 
Fremdenverkehr ist. Sind auch andere Faktoren ursächlich für den Gewinn, ver-
ringert dies die Beitragspflicht nicht. Der erzielte Gewinn hat immer eine Vielzahl 
von Ursachen, z.B. die fachliche Leistung und die persönliche Initiative des Abga-
bepflichtigen, Klima und Landschaft des Fremdenverkehrsortes, die Konjunktur 
und die wirtschaftliche Lage usw. Die gemeindliche Fremdenverkehrsförderung, 
die durch den Beitrag (mit) finanziert werden soll, ist meist nur eine von mehreren 
Ursachen für den erzielten Gewinn. Der Grad, zu dem sie den Vorteil mitverur-
sacht, ist für die Beitragspflicht nicht erheblich. Eine einschränkende Interpretation 
des Vorteilssatzes dahingehend, dass die Mitverursachung des Gewinns durch 
andere Faktoren zu berücksichtigen wäre, ist nicht geboten und würde in der Pra-
xis zu kaum mehr durchführbaren Differenzierungen zwingen (vgl. BayVGH, B.v. 
1.12.2000 a.a.O. – juris Rn. 13 f.; Engelbrecht a.a.O. Art. 6 Rn. 53 m.w.N.). 

32 d. Auch der Verspätungszuschlag in Höhe von jeweils 4,13 EUR für die Jahre 
2013 bis 2015 wurde rechtmäßig erhoben. Nach § 4 Abs. 2 Satz 2 FBS musste 
die Klägerin eine Erklärung über die Beitragspflicht einreichen. Dieser Obliegen-
heit ist sie nicht nachgekommen. Sie hat erst am August 2017 eine Erklärung ein-
gereicht. Nach Art. 13 Abs. 1 Nr. 4 lit a KAG in Verbindung mit § 152 Abs. 1 und 
2 AO ist die Beklagte berechtigt, einen Verspätungszuschlag zu erheben. Dieser 
ist der Höhe nach nicht zu beanstanden. 

33 3. Die Klage war daher mit der Kostenfolge des § 154 Abs. 1 VwGO abzuweisen. 

34 4. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit der Kostenentscheidung 
beruht auf § 167 VwGO i.V.m. § 708 Nr. 11, § 711 ZPO. 


